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Pür das • Hache chlagewerk \ . 1

cht für die Amtliche Sammlung !

Gesetz: MSchG § 27 Ahs 1 Satz 2? ZPO § 721

Rechtssatz:
Eine dem Räumungsschuldner gemäss § 27 Abs 1 
Satz 2 MSchG oder gemäss § 721 ZPO gewährte 
Räumungsfrist hat- auf die sachlichrechtlichen 
Beziehungen der Parteien keinen Einfluss.
Sie. schließt insbesondere den Verzug des 
Räumüngsschuldners nicht ans. .

Aktenzeichen: VI ZR 235/52
Urt des BGH vom 2<fh Juni 1953 OIG München



YI ZR 235/52
Verkündet

qm 29. Juni 1953 
Homacker,Just.Angest qls Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle I m  N a m e n  d e s  V o l k e s

In dem Hechtsstreit
der Firma Ha

in
Beklagten, Berufungsklägerin und 
Revisionsklägerin,

- Prozessbevollmächtigter: Hechtsanwalt Justizrat Br.

- Prozessbevollmächtigter: Hechtsanwalt Prof. Br.

hat der VI. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf 
die mündliche Verhandlung vom 29. Juni 1953 unter 
Uitwirkung der Bundesrichter Br. Kleinewefers, Br. 
Gelhaar, Hanebeck, Br. HauS und Br. Haul
ftir Hecht erkannt:

Bie Hevision der Beklagten gegen das den 
Parteien an Stelle der Verkündung am 
14. Januar 1952 zugestellte Urteil des 
5. Zivilsenats des Oberlandesgerichts in 
München wird zurückgewiesen.

Bie Kosten der Hevision werden der Beklag­
ten auferlegt.

die Firm 
in

gegen
|, Goldschmied, Inhaberin Anni
fplatz

Klägerin, Berufungsbeklagte und 
Hevisionsbeklagte,

Von Hechts wegen
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Tatbestands

Die Klägerin betreibt in München in dem von ihr ge­
mieteten Daden im Hause -K^^platz ̂  ein Juwelierge­
schäft» Ab 1. August 1944 vermietete sie einen Teil des 
badenraums mit Einrichtung and einem Schaufenster an 
die Beklagte» Der Vertrag wurde auf Kriegsdauer geschlos­
sen; beiden Vertragspartnern wurde das Recht eingeräumt, 
.den Vertrag mit dreimonatiger Frist zu kündigen. Einige 
Monate nach Kriegsschluss kündigte die Klägerin den Ver­
trag. Die Beklagte wies die Kündigung zurück. Mit Schrei­
ben vom 27. März 1950 kündigte die Klägerin erneut und 
zwar ab sofort, vorsorglich zum 30» Juni 1950« Da die 
Beklagte nicht räumte, erhob die Klägerin Klage auf Her­
ausgabe des vermieteten badenteils. Das Amtsgericht gab 
der Klage durch Urteil vom 23« August 1950 statt. Die Be­
rufung der Beklagten wurde durch Urteil des bandgerichts 
vom 12« Januar 1951 zurückgewiesen. Gemäss S 27 MSchG 
bewilligte das bandgericht der Beklagten im Urteil eine 
Räumungsfrist bis zum 15* Februar 1951. Die Beklagte 
stellte darauf beim Vollstreckungsgericht den Antrag, 
die Bewilligung der Zwangsvollstreckung abzulehnen oder 
mindestens einen Aufschub von vier Monaten zu bewilligen» 
Der Antrag wurde durch Beschluss vom 1«. März 1931 mit der 
Maßgabe zurückgewiesen, dass die Vollstreckung nicht vor 
dem 13« März 1951 stattfinden dürfe. Einen weiteren Auf­
schub der Zwangsvollstreckung erreichte die Beklagte 
trotz neuer Anträge und Beschwerden nicht. Sie räumte 
am 15- März 1931 den überlassenen badenteil.

Die Klägerin hat mit der Klage Zahlung von 20 000 DM 
Schadensersatz verlangt, weil ihr vom 1« Juli 1930 bis 
zum 15. März 1931 der vermietete 'badenteil und das zwei­
te Schaufenster nicht zur Verfügung gestanden hätten.
Sie hat behauptet, es seien ihr in dieser Zeit hohe Um­
satzgewinne entgangen.
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Die Beklagte bat um Abweisung der Klage gebeten 
und Widerklage auf Zahlung von 2 688»40 DM fUr not­
wendige Aufwendungen an dem gemieteten Laden erho­
ben«

Das Landgericht hat die Klage durch Zwischenurteil 
dem Grunde nsch für gerechtfertigt erklärt« Das Ober­
landesgericht hat die Berufung der Beklagten zurückge­
wiesen. Mit der Revision verfolgt die Beklagte den An­
trag auf Klageabweisung weiter. Die Klägerin bittet um 
Zurückweisung der Revision.

Entscheidungsgrundes

I.

Das Berufungsgericht vertritt in Obereinstimmung 
mit dem Landgericht die Auffassung, dass die der Be­
klagten gewährten gerichtlichen Räumungsfristen auf 
die sachlichrechtlichen Beziehungen der Parteien ohne 
Einfluss seien, insbesondere Verzugsfolgen bei der 
Beklagten nicht ausschlössen. Die Revision ist dage­
gen der Ansicht, ein Mieter, dem das Gericht eine Räu­
mungsfrist gewährt habe, mache nur von seinem Recht 
Gebrauch, wenn er die Räume weiter benutze. Der $äu- 
mungsfrist komme daher auch eine sachlichrechtliche 
Bedeutung zu, wie es für den Fall des $ 5 a MSchG 
ausdrücklich angeordnet worden sei» Angesichts der 
Verknappung auf dem Wohnraum- und Geschäfteraummarkt 
müsse der soziale Schutzzweck der Bestimmungen über 
die Gewährung von Räumungsfristen besonders betont 
werden. Dieser Schutzzweck werde aber nicht erfüllt, 
wenn man den Bestimmungen lediglich einen verfahrens­
rechtlichen Charakter beimesse, da alsdann die Mieter
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bei Ausnutzung der Fristen hohen Schadensersatzfor- 
derungen der Vermieter aasgesetzt würden» Bei der ge­
botenen entsprechenden Anwendung des v 5a Abs 4 
MSchG- sei ein Verzag der Beklagten bis zur Beendi­
gung der gerichtlichen Räumungsfrist ausgeschlossen.

Der Rechtsauffassung des Berufungsgerichts ist 
zuzustimmen. Das Landgericht hatte der Beklagten ge­
mäss $ 27 Abs 1 Satz 2 MSchG eine Räumungsfrist ge­
währt» Für diese Räumungsfrist findet die Vorschrift 
des § 721 ZPO entsprechende Anwendung. Diese Bestim­
mung enthält nichts darüber, dass die Räumungsfristen 
auf die sachlichrechtlichen Beziehungen der Parteien 
von Einfluss sein sollen; vielmehr spricht die Stel­
lung des § 721 im Gesetz dafür, dass die Vorschrift 
lediglich einen vollstreckungsrechtlichen Charakter 
hat, indem die Zulässigkeit der Vollstreckung des 
Räumungsurteils zeitweise aufgeschoben wird. Würde 
ein solcher Aufschub der Vollstreckung, der nur auf 
Antrag des Räumungsschuldners ausgesprochen werden 
kann, den Schuldner auch von Schadensersatzverpflich­
tungen gegenüber dem Vermieter freisteilen, so wäre, 
eine solche Folge ungewöhnlich. Insbesondere liegt 
es nicht im Sinne dieser Fristbewilligungen, den schon 
im Verzug befindlichen Räumungsschuldner von bereits 

. ; 7' C entstandenen Schadensersatzansprüchen des Vermieters
v/r zu befreien. Andererseits ist es nicht ungewöhnlich,

» dass jemand, der eine zu seinen Gunsten erlassene 
Entscheidung des Gerichts vollstreckt, doch seinem . 
Verfahrensgegner schadensersatzpflichtig wird. Zutref­
fend weist die Klägerin auf die Schadenersatzfolgen 
hin, die sich aus der Vollstreckung von einstweili­
gen Verfügungen oder von vorläufig vollstreckbar er­
klärten Urteilen für den Gläubiger ergeben können 
($$ 945, 717 Abs 2 ZPO). Damit also, dass das Gericht
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die Vollstreckbarkeit des Urteils gehemmt hat, ist 
noch nichts darüber gesagt, ob ein die gerichtlichen 
Schonfristen ausnutzender Schuldner seinem Verfah­
rensgegner gegenüber Vertragspflichten verletzt.
Für die Beurteilung dieser Frage .sind ausschliess­
lich die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches 
über Vertragsverletzungen massgebend. In diesem Sin­
ne hat auch das Reichsgericht entsöhieden, dass die 
Versagung einer Vollstreckungsgenehmigung durch das 
Mieteinigungsamt keine sachlichrechtliche Wirkung 
habe und den Schuldner nicht von der Verpflichtung 
freisteile, den Gläubiger für die rechtswidrige wei­
tere Inanspruchnahme der Räume zu entschädigen (JW 
1927, 5S1). Ferner hat es (RGZ 116, 382) ausgespro­
chen, dass für die Verzugsfolgen bei einem durch das 
Mieterschutzgesetz geschützten Mietverhältnis der vom 
Gericht bestimmte Tag der Aufhebung des Mietverhält­
nisses, nicht der Tag der Rechtskraft massgebend sei, 
da ec nicht auf die verfahrensrechtliche Befugnis,
;ie ’̂ etseche zuv??kzuhalten, sondern ausschliesslich 
auf die nach sachlichem Recht zu entscheidende Berech­
tigung des Schuldners ankomme, Auch im Schrifttum ist 
nahezu einhellig die Auffassung vertreten, dass die 
Zubilligung einer Räumungsfrist gemäss den §*27 Abs 
1 Satz 2 MSchG und 721 ZPO den Schuldner nicht von 
den Ver2ugsfolt:en freistellt (Bandmann JW 1939» 19 , 
670; Roquette DR 1939, 405 Anm 2; Roquette, Mietrecht 
1950 S 364, 366, 367; Kiefersauer, Grundstückmiete 
1950 Anm 85 zu § 27 MSchG; Bettermann, Kommentar zum 
Mieterschutzgesetz Anm 24 zu § 27; Stein-Jonas-Schönke 
SPO 17. Aufl I zu § 721; aA Hense JW 1939, 668). '

Wenn die Beklagte auf die Regelung des § 5 a Abs 4 
MSchG hinweist, nach der die Vertragsteile bei Aufhe-
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bang eines Mietverhältnisses durch das Gericht wäh­
rend einer gewährten Räumungsfrist "die bisherigen 
Rechte und Pflichten haben”, so ist es zutreffend, 
dass für diesen Fall die sachlichrechtliche Natur 
der Räumungsfristbewilligung gesetzlich angeordnet 
und damit für die Zeit der Frist ein Verzug den Mie­
ters ausgeschlossen ist (Bettermann aaO Anm 68 und 78 
zu v 5a). Aber diese Regelung, die in engem Zusammen­
hang mit der Aufhebung des MietVerhältnisses durch 
richterlichen bpruch steht, ist für die übrigen Räu­
mungsfristen gerade nicht getroffen worden. Es geht 
nicht an, eine besondere Schutzbestimmung des 
Mieterschutzrechts auf» Mietverhältnisse zu übertra- 
gen, die dem Mieterschutz nicht unterstehen. Bern Hin­
weis der Beklagten, gerade bei Räumung von Geschäfts­
räumen sei ein verstärkter Schutz des Mieters notwen­
dig, ist entgegenzuhalten, dass insoweit die Entschei- 

. dung dem Gesetzgeber überlassen werden muss. Hat dieser, 
wie aus 5 2* KSchG hervorgeht, für das TJntermietver 
hältnis, wie es hier bestand, einen Mieterschutz nicht 
für notwendig gehalten, so müssen die damit verbunde­
nen Folgen für den Mieter hingenommen werden. Nimmt 
dieser also die auf seinen Antrag zugebilligten Räu- 
mungsfriste# wahr, so handelt er auf eigenes Risikn 
(Roquette, Mietrecht 1950 S 366). Das gleiche gilt 
sinngemäss für die Zeit des Vollstreckungsaufschubs, 
den das Amtsgericht bewilligt hatte. V&iHffv.

II

Die gerichtlichen Räumungsfristen vermögen also 
den Verzug der Beklagten nicht auszuschliessen. Daß 
die Beklagte mit der Herausgabe des Bodenanteils im 
Verzug war, ist vom Berufungsgericht zutreffend aus­
geführt worden. In dem Räumungsurteil ist festgestellt,

«V
yi

* r
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dass die Beklagte zur Räumung verpflichtet war»
Die rechtliche Begründung dieses Urteils kann infol­
ge der Rechtskraftwirkung des Urteils nicht einer 
erneuten Nachprüfung unterzogen werden (RCr JW 1927, 
581). Räumte die Beklagte auf das Kündigungsschrei­
ben und die Räumungsklage den Laden nicht, so wird 
dieses Verhalten nicht dadurch entschuldigt, dass 
sie sich infolge falscher Würdigung der Rechtslage 
zum weiteren Besitz der Räume für berechtigt hielt. 
Wie der I. Senat des Bundesgerichtshofs in der Ent­
scheidung vom 9. Februar*1951 - I ZR 55/50 - (LN Nr 
1 zu § 285 BGB? NJW 1951, 398) ausgeführt hat, kann 
sich der Schuldner von dem Vorwurf fahrlässigen Ver­
haltens nicht schon dadurch befreien, dass er sich 
auf seine eigene Rechtsauffassung beruft, mag diese 
auch sorgfältig, erwogen und durch Berater bestätigt 
worden sein. Vielmehr hat der beklagte Schuldner 
auch die Möglichkeit einer abweichenden Beurteilung 
durch die Gerichte in Betracht zu ziehen., 2Tur wann er 
bei Wahrung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt 
mit einem Unterliegen nicht zu rechnen hat, kann sei­
ne *>'\umnis als entschuldigt gelten (vgl auch RG JW 
1939, 356). Zutreffend führt das Berufungsgericht 
aus, die Beklagte habe bei pflichtgemässer Prüfung 
damit rechnen müssen, dass der Mietvertrag als been­
det angesehen wurde und dass ihr die Vorschriften 
des Mieterschutzgesetzes keinen Schutz gewährten» 
Insbesondere ist. den Ausführungen zuzustimmen, es ha­
be sehr nahe gelegen, dass im Jahre 1950 die Ausle­
gung des Begriffes Kriegsende in dem Mietvertrag zu 
einem der Beklagten nachteiligen Ergebnis führen wer­
de. Wenn die Beklagte früher einmal selbst die Auf­
fassung vertreten hatte, das Mietverhältnis könne 
nicht gekündigt werden, so erklärt sich dies ohne
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weiteres daraus, dass damals in Rechtsprechung und 
Schrifttum weitgehend Unklarheit zu dieser Rechtsfra­
ge herrschte. Bin Verschulden der Beklagten wird durch 
den zu früherer Zeit unter anderen Umständen geäusser- 
ten Standpunkt der Klägerin keineswegs ausgeschlossen«

Entgegen der Ansicht der Revision vermögen auch^;^;* 
die von der Beklagten besonders dargelegten Umstände 
die Vorenthaltung des Ladenanteils nicht zu entschul­
digen, so dass es auf eine Beweisaufnahme hierüber 
nicht ankam. War der Mietvertrag mit der Klägerin be­
endet, hatte die Beklagte den gemieteten Bodenanteil 
auch dann freizugeben, wenn die Beschaffung eines Er­
satzraums und damit die zeitlich anschliessende Fort­
führung des Geschäfts nicht gesichert war. Erfüllte 
sie ihre Vertragsverpflichtung aus Gründen nicht, 
die in ihrem wirtschaftlichen Bereich lagen, so wur­
de sie der Klägerin schadensersatzpflichtig (vgl RG 
JW 1927, 581). Venn die Aufgabe des Geschäfts in dem 
Ladenlokal der Klägerin für die wirtschaftliche Betä­
tigung. der Beklagten weittragende nachteilige Folgen 
hatte, kann doch von einem Unvermögen der Beklagten 
zur Räumung keine Rede sein. Bas Verlangen der Beklag­
ten, ihren besonderen geschäftlichen Interessen und 
der fehlenden Möglichkeit einer Ersatzraumbeschaffung 
Rechnung zu tragen, läuft im Ergebnis darauf hinaus, 
dass für die Rückgabepflicht des Mieters und die Fol­
gen der Nichterfüllung eine Interessenabwägung massge­
bend sein soll, wie sie nur im Rahmen des Mieterschutz­
gesetzes stattfinden kann. Baäber der Mieterschutz 
hier nicht eingreift, hat das Berufungsgericht mit 
Recht auf Grund des y 557 Satz 2 in Verbindung mit 
V 286 Abs 1 BGB die Voraussetzungen des geltendge-

A
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machten Schadensersatzanspruchs als gegeben angese 
hen.

III •

Auch insoweit ist dem Berufungsgericht zu folgen, 
dass das Verlangen der Klägerin nach Schadensersatz 
nicht gegen die Grundsätze von Treu und Glauben ver- 
stosse. Es mag sein, dass der Abschluss des TJnter- 
mietvertrages im Jahre 1944 auch oder sogar vorzugs­
weise den Interessen der Klägerin diente. Deshalb %
brauchte sie der Beklagten den Laden aber nicht Uber 
die im Vertrag vorgesehene Zeit hinaus zur Verfügung zu 
stellen. Diese hätte sich vielmehr darauf einstellen 
müssen, dass ihr der Mietvertrag nur für eine begrenz­
te Seit ein Hecht zum Besitz am &adenlokal der Kläge­
rin gab. Wenn sie trotz Kündigung und Klageerhebung 
die Vorteile der l>adennutzung über den 1. Juli 1950 
hinaus weiter ausnutzte, musste sie sich sagen, daB 
sie sich der Klägerin hierdurch schadensersatzpflich­
tig machen konnte. In der Geltendmachung der Schadens- 
ersatzansprüche durch die Klägerin kann eine miss­
bräuchliche Hechtsausnutzung nicht gesehen werden.

IV.

Die Ausführungen des Berufungsurteils lassen auch 
im übrigen einen Hechtsfehler nicht erkennen. Die in 
der mündlichen Verhandlung vor dem Hevisionsgericht 
von der Beklagten vorgetragenen Bedenken gegen die 
Zulässigkeit eines Zwischenurteils gemäss § 304 ZPO 
sind schon deswegen unbeachtlich, weil sie nicht nach 
§ 554 Abs 3 Nr 2 b ZPO in der Revisionsbegründungs-
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schrift geltend gemacht worden sind (RGZ 75, 16
RG JW 1955, 518). Die Revision der Beklagten 

war daher mit der Kostenfolge des i 97 ZPO zurück- 
zuweisen«

Dr. Kleinewefers Br. Gelhaar Haneheck
Br. Hauß Br. Kaul
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